Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1118 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Rundestac) wolle beschließen: 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaßnah- 
men für Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (2. ÄndG HHG) 


Der Bimdestcig hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (Häftlingshilfe- 
gesetz — HHG) in der Fassung vom 13. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 168) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Leistungen nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften erhalten deutsche Staatsangehörige 
und deutsche Volkszugehörige, wenn sie 

1. nach dem 8. Mai 1945 in der sowje- 
tischen Besatzungszone oder im so- 
wjetisch besetzten Sektor von Berlin 
oder in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes genann- 
ten Gebieten aus politischen und nach 
Irfüheitlidi-demokratischer Auffassung 
von ihnen nicht zu vertretenden Grün- 
den in riewahisam genommen wurden 
oder 

2. Angehörige der in Nummer 1 genann- 
ten Personen sind oder 

3. Hinterbliebene der in Nummer 1 ge- 
nanntmi Personen sind 


und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im /Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder als Aussiedler im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes oder im Wege der Familienzu- 
sammenführung begründet haben oder begrün- 
den." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein deut- 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe oder 
zu einer Gefängnisstrafe von mehr als 
drei Jahren rechtskräftig verurteilt wor- 
den sind,". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gewährung von Leistungen kajfn 
versagt oder eingestellt werden, wenn der 
Berechtigte die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder des Landes Berlin bekämpft hat 
oder bekämpft." 

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fa.ssung: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
länger als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und nach dem 9. August 1955 innerhalb 
von zwölf Monaten nach der Entlassung ihren 
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Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes genommen haben 
oder nehmen, haben in entsprechender Anwen- 
dung der Vorschriften des Heimkehrergesetzes 
Anspruch auf die dort vorgesehenen Hilfsmaß- 
nahmen, sofern ihnen nicht nach anderen Vor- 
schriften gleichartige Hilfsmaßnahmen gewährt 
werden können/' 


4. § 9a wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle der bisherigen Überschrift tritt 
als Überschrift das Wort „Eingliederungs- 
hilfen". 

b) An die Stelle des bisherigen Absatzes 1 tre- 
ten die folgenden Absätze 1 bis 3: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
nach dem 31. Dezember 1946 länger als zwölf 
Monate in Gewahrsam gehalten wurden und 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten oder nach diesem Zeitpunkt 
nach der Entlassung aus dem Gewahrsam ge- 
nommen haben oder nehmen, erhalten auf 
Antrag für jeden Gewahrsamsmonat vom 
Monat Januar 1947 ab eine einmalige Ein- 
gliederungsbeihilfe von 150 Deutsche Mark. 

(2) § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, 
§§ 5, 6, 7, 11 und 27 des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes gelten sinngemäß. 

(3) Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
können ferner nach Maßgabe der Haushalts- 
mittel des Bundes und der Länder im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes 

Darlehen zum Aufbau und zur Sicherung 

der wirtschaftlichen Existenz, 

Darlehen zur Beschaffung von Wohnraum 

und 

Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 


in entsprechender Anwendung der §§ 28 
bis 43 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
I gesetzes gewährt werden, sofern sie solche 

Leistungen nicht nach anderen Bundesgeset- 
zen erhalten." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

i 5. § 10 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Für die Gewährung der Hilfsmaßnahmen 
nach § 9 sind die mit der Ausführung des Heim- 
kehrergesetzes befaßten Behörden und Stellen 
zuständig. Die für diese Behörden und Stellen 
i maßgebenden Bestimmungen für das Verwal- 
tungsverfahren gelten entsprechend. Für die Ge- 
währung der Leistungen nach § 9a sind die von 
den Landesregierungen bestimmten Stellen zu- 
ständig." 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Häftlingshilfegesetzes in der neuen Fas- 
sung bekanntzumachen, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel 1 ergibt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs, 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, 


Bonn, den 27. Mai 1959 


Dr. Mende und Fraktion 



